Gutachten empfiehlt Ambulantisierung

Donnerstag, 1. Juni 2017

Berlin – Für weniger akute Krankenhausbetten und mehr ambulante Behandlungs​angebote haben sich Gesundheitsexperten gestern bei einer Tagung des Zentral​instituts für die kassenärztliche Versorgung (Zi) in Berlin ausgesprochen. In einem Gutachten fordern sie auch eine 20-Euro-Notfallgebühr im Krankenhaus und einen Strukturfonds in Milliardenhöhe.

Seit 2008 analysiere das Zi die Wechselwirkungen zwischen stationärem und ambulan​tem Sektor und beobachte eine Verlagerung von Leistungen von Krankenhäusern in die Praxen niedergelassener Ärzte, erklärte dessen Geschäftsführer, Dominik Graf von Stillfried. „Die Medizin wird ambulant. Wir stehen vor einem Strukturwandel“, folgerte er.

„Der medizinisch-technische Fortschritt ermöglicht eine Verlagerung ehemals stationär erbrachter Leistungen in die ambulante Versorgung.“ Dominik Graf von Stillfried

Um Lösungsansätze für diesen Wandel zu suchen, hatte das Zi ein Gutachten in Auftrag gegeben, dessen Ergebnisse im Rahmen der Fachtagung vorgestellt wurden. Das Ziel sei, die Ambulantisierung nicht mehr vom Krankenhaus, sondern von den Praxen aus zu denken, so von Stillfried. Denn die Gesetzgebung habe bei dem Versuch, die Sek​toren​grenzen in der Versorgung zu überwinden, zu sehr auf das Krankenhaus gesetzt. „Der medizinisch-technische Fortschritt ermöglicht eine Verlagerung ehemals stationär erbrachter Leistungen in die ambulante Versorgung“, sagte von Stillfried. Ein wachsen​der Anteil bislang stationär behandlungsbedürftiger Patienten benötige diese Form der Versorgung teilweise nur noch wenige Tage oder zukünftig gar nicht mehr.

Das Gutachten der Gesundheitswissenschaftler und Mediziner Eckhard Nagel, Andreas Schmid und Benno Neukirch sowie des Juristen Gerhard Schulte versteht sich als Diskussionsgrundlage dafür, wie die Zusammenarbeit ambulant-stationär künftig aussehen könnte. „Dabei gehen die Gutachter davon aus, dass Grundzüge unseres Gesundheitswesens, wie die Freiheit bei Arztwahl oder Therapieentscheidung, gleiche und gerechte Zugangsmöglichkeiten zu notwendigen Behandlungsmöglichkeiten, die Autonomie der Patientenentscheidung und die solidarische und subsidiäre Versiche​rungsstruktur, das Fundament einer erfolgreichen Weiterentwicklung des Systems bleiben“, schreiben sie.

Konkrete Vorschläge zur Notfallversorgung

Besondere Aufmerksamkeit erhalte die Diskussion aktuell wegen der in den vergan​genen beiden Jahren deutlich häufiger aufgesuchten Notfallversorgung an Kliniken: „Gerade in diesem Bereich zeigt sich, dass die Aufgabe der politischen Entscheidungs​träger darin liegt, Zuständigkeiten zwischen den Kassenärztlichen Vereinigungen und den Krankenhäusern zu definieren“, schreiben die Gutachter. Dies gelte auch für den Problembereich der zukünftigen ärztlichen Versorgung in ländlichen Regionen. Konkret schlagen die Gutachter vor, zunächst die allgemeinärztlichen Versorgungsstrukturen zu verbessern. Dabei sollen multidisziplinäre Teams aus Ärzten und anderen Gesundheits​berufen und elektronische Assistenzsysteme helfen.

zum Thema
· Zi-Gutachten „Wege zu einer effektiven und effizienten Zusammenarbeit in der ambulanten und stationären Versorgung in Deutschland“
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· Notfallversorgung: Extrabudgetäre Vergütung gefordert
· Engere Zusammenarbeit von Niedergelassenen und Kliniken gefordert
· Notfallversorgung: Sektorübergreifender Ansatz gefordert
Den Zugang zum Krankenhaus über die Notfallambulanzen sollen künftig Portalpraxen steuern. „Wichtiges Kriterium in diesem Zusammenhang ist allerdings, dass sich die Öffnungszeiten dieser der Notaufnahme vorgelagerten Anlaufstelle nicht auf die sprechstundenfreien Zeiten der ambulanten Kassenärzte beschränken“, beschreiben die Autoren die Arbeitsweise der Portalpraxen. Sie sollten „zwingend von Krankenhäusern und der jeweiligen Kassenärztlichen Vereinigung gemeinsam betrieben“ werden und eine Triage-Funktion wahrnehmen.

20 Euro Notfallgebühr

„Patienten, die an der Portalpraxis vorbei eine Krankenhausambulanz aufsuchen, zahlen eine Notfallgebühr von 20 Euro, die für den Fall einer tatsächlichen Einweisung in stationäre Behandlung mit den Zuzahlungen bei stationärer Behandlung verrechnet werden. Von der Zuzahlung befreite Patienten zahlen zehn Euro“, schlagen die Autoren weiterhin vor.

Ein weiterer Baustein zur Ambulantisierung der Versorgung ist laut den Vorschlägen des Gutachtens ein Strukturfonds, der für die kommenden zehn Jahre mit zusammen zehn Milliarden Euro ausgestattet werden soll. Das Geld soll zu einem Drittel aus dem Gesundheitsfonds unter Beteiligung der privaten Krankenversicherung kommen, zu einem weiteren Drittel aus Bundesmitteln, und zu einem Drittel von den Bundes​ländern für Projekte im jeweiligen Land. „Umstrukturierungen erfordern Investitionen, die das geltende Finanzierungssystem bestenfalls rudimentär zur Verfügung stellt“, begründen die Gutachter ihren Vorschlag.

Die Forderungen des Gutachtens im Überblick:

1. Die Gutachter sprechen sich dafür aus, die hausärztliche Versorgung weiter zu fördern und den Hausärzten die Rolle des Koordinators zu übertragen. Sie könnten die Patienten durch das Gesundheitssystem lotsen und dafür sorgen, dass diese auf der jeweils angemessenen Versorgungsebene behandelt werden. Es genüge jedoch nicht, dabei nur auf eine bessere Vergütung zu setzen. Ins​beson​dere für die Versorgung chronisch Kranker müssten multidisziplinäre Teams aus Hausärzten, Medizinischen Fachangestellten, Pflegekräften und Physiotherapeuten gebildet werden. Eine moderne IT-Infrastruktur müsse die Arbeit der Teams unterstützen. Die Vernetzung müsse zudem zusätzlich honoriert werden.

2. Nach Ansicht der Gutachter muss auch die Qualifikation ambulanter Fachärzte besser genutzt werden. Die Einrichtung von Praxiskliniken, also Praxen mit Akutbetten für kurzzeitige Aufenthalte, und der Ausbau des Belegarztwesens könnten dazu beitragen, dass mehr chronisch Kranke in ihrer häuslichen Umge​bung behandelt würden. Unrentable kleine Krankenhäuser vor allem in ländli​chen Gebieten könnten entsprechend umgewidmet werden. Dazu brauche es aber gesetzliche Regelungen. Kritik übten die Gutachter daran, dass die Kranken​häuser Medizinische Versorgungszentren (MVZ) bisher in erster Linie zur Verfol​gung eigener Interessen genutzt hätten. Sie sollten deshalb künftig nicht mehr in alleiniger Trägerschaft von Krankenhäusern betrieben werden.

3. Die Gutachter fordern, zur Verbesserung der sektorübergreifenden Versorgung einen Strukturfonds aufzulegen. Zehn Milliarden Euro sollten in einem Zeitraum von zehn Jahren dazu genutzt werden, neue Strukturen wie Praxiskliniken, regionale fachübergreifende Gesundheitszentren, Belegabteilungen, MVZ sowie Portalpraxen für die Triage bei der Notfallversorgung zu fördern. Finanziert werden soll der Fonds zu je einem Drittel aus dem Gesundheitsfonds sowie von Bund und Ländern.

4. Um einen objektiven Preisvergleich ambulanter und stationärer Kosten zu ermöglichen und den Investitionsstau in den Krankenhäusern zu beenden, sollen nach dem Willen der Gutachter die Investitionskosten in die Kalkulation der Krankenhausentgelte einbezogen werden.

5. Die Bedarfsplanung, die zurzeit getrennt für Praxen und Krankenhäuser durchge​führt wird, muss nach Ansicht der Gutachter künftig sektorenübergreifend erfol​gen. Zwar räumen sie ein, dass eine Definition des Bedarfs schwierig ist und oft auf dem Status quo aufsetzt. Das Ziel müsse eine Orientierung an Patienten​interessen im Quartier sein. Das setze die Zusammenarbeit von Ländern, Kassen​ärzt​lichen Vereinigungen und Krankenkassen voraus.

6. Nach Ansicht der Gutachter sollte dem Hausarzt die zentrale Steuerungsfunktion im Gesundheitswesen zukommen. Als Koordinator und Ansprechpartner der Patienten könne er zur Überwindung der Sektorengrenzen beitragen und Behand​lungsbrüche vermeiden helfen.

7. Den Gutachtern zufolge ist eine flächendeckende Versorgung langfristig nur dann möglich, wenn ambulanter und stationärer Sektor besser miteinander kooperieren und auch Möglichkeiten der Delegation genutzt werden, damit sich die Ärzte um ihre Kernaufgaben kümmern können.
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